Geschäftsordnung des Behinderten- und Inklusionsbeirates Burgenlandkreis     
§ 1
Aufgaben des Behinderten- und Inklusionsbeirates

(1) Ein Schwerpunkt der Arbeit des Beirates ist die Begleitung und Umsetzung des kommunalen 
     Aktionsplanes zur Umsetzung der Konvention über die Rechte von Menschen mit 
     Behinderungen im Burgenlandkreis. Zur Umsetzung seiner Hauptaufgaben bildet der Beirat 
     thematische Facharbeitsgruppen.

(2) Er soll insbesondere
1. aktiv zu einer behindertengerechten Kommunalpolitik beitragen,

2. den Kontakt zu den Behindertenorganisationen pflegen,

3. als Anlaufstelle für Menschen mit Behinderungen dienen,

4. regelmäßigen Erfahrungsaustausch zur Umsetzung der Aktionspläne mit anderen Landkreisen führen,

5. eng mit den Behindertenbeauftragten und Seniorenbeauftragten sowie den regionalen Beiräten und Interessenvertretern zusammen arbeiten,

6. regelmäßig gemeinsam mit der Behindertenbeauftragten, dem Landrat und dem Kreistag über seine Arbeit informieren sowie eine enge Zusammenarbeit mit dem Landrat, dem Kreistag und seinen Ausschüssen pflegen. Dabei versteht sich der Beirat als Beratungsgremium. Mitglieder des Beirates nehmen an den Sitzungen der Ausschüsse gemäß § 7 Abs. 5 der Hauptsatzung des Kreistages teil und erhalten zu ihren Belangen Rederecht.
§ 2
Arbeitsgruppen

Der Beirat bildet thematische Arbeitsgruppen:

· Interessenvertretung, Politik und Engagement

· Barrierefreiheit und Mobilität

· Teilhabe am Arbeitsleben

· Bildung und Erziehung

· Gesundheit und Pflege

· Kultur, Freizeit und Sport

Die Vollversammlung kann die Einrichtung weiterer Arbeitsgruppen beschließen. 

Die Arbeitsgruppen wählen jeweils einen Sprecher und dessen Stellvertreter und legen ihre themenspezifischen Arbeitsschwerpunkte selbst fest. Diese vertreten die Arbeitsgruppe nach außen und im Sprecherrat. 
§ 3
Sitzungen des Behinderten- und Inklusionsbeirates Burgenlandkreis
(1)  Die Sitzungen der Vollversammlung des Behinderten- und Inklusionsbeirates werden 
      mindestens einmal jährlich durchgeführt. Bei Bedarf können weitere
      Sitzungen einberufen werden. Die Mitglieder sind dazu schriftlich per Brief, Fax oder E-Mail 
      von der Geschäftsstelle im Auftrag des Vorsitzenden bzw. im Verhinderungsfall von einem 
      seiner Stellvertreter unter Mitteilung der vorläufigen Tagesordnung mindestens zehn Tage 
      vorher einzuladen. 
(2)  Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden bzw. von einem seiner Stellvertreter geleitet.

(3) Die Sitzungen sind grundsätzlich öffentlich und werden in der Tagespresse bekannt 
     gegeben. Bei Bedarf kann der Vorsitzende die Beratung eines Tagesordnungspunktes im 
     nichtöffentlichen Teil vorsehen. Auf Antrag eines Zehntels der anwesenden Mitglieder 
     werden Tagesordnungspunkte im nicht öffentlichen Teil zugelassen. 

(4) Mitglieder des Kreistages und der Landkreisverwaltung sind berechtigt, an allen öffentlichen 
     Sitzungen teilzunehmen und haben Rederecht.
(5) Anträge, über die in der Sitzung beraten werden sollen, sind bei der Geschäftsstelle 
     mindestens zwei Wochen vorher schriftlich einzureichen. Von dieser Regelung 
     ausgenommen sind Anträge auf Stellungnahmen des Beirates zu aktuellen, politischen und 
     gesellschaftlichen Entscheidungen und Entwicklungen. 

(6) Bei Teilnahmeverhinderung sind alle Beiratsmitglieder verpflichtet, die Geschäftsstelle zu 
      informieren und den jeweiligen Vertreter zu entsenden.

(7) Jedes Beiratsmitglied ist antragsberechtigt.

(8) Empfehlungen und Beschlüsse bedürfen der Zustimmung der einfachen Mehrheit der 
     anwesenden Beiratsmitglieder.

(9) Über die Sitzung des Behinderten- und Inklusionsbeirates führt die Geschäftsstelle Protokoll, 
     das mit der Einladung zur nächsten Sitzung den Mitgliedern zu übersenden ist. Eine 
     Protokollbestätigung erfolgt zur nächsten Sitzung. 

(10) Der Vorstand trifft sich nach Absprache in regelmäßigen Abständen. 

§ 4
Vertreter in den Kreistagsausschüssen

(1) Die Vertreter des Behinderten- und Inklusionsbeirates in den Ausschüssen des Kreistages 
      sollen sich in die Ausschussarbeit mit einbringen, vor allem aber Ansprechpartner für  

      behindertenrelevante Themen sein. Sie informieren regelmäßig zu den Vorstandssitzungen 
      des Behinderten- und Inklusionsbeirates über ihre Tätigkeit in den jeweiligen Ausschüssen.
(2) Bei Teilnahmeverhinderung sind die Ausschussvertreter verpflichtet, ihren jeweiligen 
     Stellvertreter zu entsenden. 

§ 5

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erfolgt ausschließlich über den Vorsitzenden oder einem von ihm beauftragten Vorstandsmitglied.

§ 6
Sprachliche Gleichstellung
Die im Text verwendeten Funktions- und Personenbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form.

§ 6 Inkrafttreten 
Die vorstehende Geschäftsordnung wurde in der Sitzung des Sprecherrates des Behinderten- und Inklusionsbeirates Burgenlandkreis am 18.08.2015 beschlossen und tritt am 19.08.2015 in Kraft.
Vorsitzende
Marschel
